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Theorie-Fundament für linke Wirtschaftspolitik
Die meisten Mitglieder der LIN-
KEN in Sachsen haben, sei es in 
Auszügen oder als ganze Bände, 
Texte von Marx und Engels gele-
sen oder studiert. Die von Marx 
begründete historisch-kritische 
Analyse der kapitalistischen 
Verhältnisse hat auch heute 
noch große Aktualität und bie-
tet viele Erkenntnisse. Für vie-
le Fragen der Ökonomie im 21. 
Jahrhundert konnte Marx im 19. 
Jahrhundert natürlich noch kei-
ne hinreichenden Antworten lie-
fern. Für konkrete wirtschafts-
politische Handlungsstrategien 
müssen die Erkenntnisse von 
Marx daher um jüngere volks-
wirtschaftliche Analysen erwei-
tert werden. In vielen Fragen ist 
die Stoßrichtung für eine linke 
Wirtschaftspolitik relativ klar: 
Für soziale Gerechtigkeit und 
eine starke Daseinsfürsorge ist 
eine progressive Besteuerung 
von Einkommen, Gewinnen 
und Vermögen offensichtlich 
sinnvoll. Genauso unstrittig ist, 
dass wir uns mit verschiedenen 
Maßnahmen für die Verbesse-
rung von Arbeitsbedingungen 
einsetzen wollen (wie aktuell 
mit der Kampagne „Das muss 
drin sein“). Die Eindeutigkeit 
stößt jedoch an Grenzen, ab de-
nen man ohne eine klare, the-
oretisch fundierte gesamtwirt-
schaftliche Wirtschaftstheorie 
nicht mehr weiterkommt: 
Die LINKE muss nicht nur ge-
gen eine Übermacht von Arbeit-
geber- und Wirtschaftsverbän-
den anrennen, sondern auch 
gegen die Mehrheitsmeinung 
der Ökonomen an deutschen 
Universitäten und Forschungs-
instituten. Ohne ein eigenes 
wirtschaftstheoretisches Fun-
dament, das empirisch abgesi-
chert ist, kann DIE LINKE die-
se Auseinandersetzung nicht 
gewinnen. Schließlich entspre-
chen die Erkenntnisse des Den-
kens in volkswirtschaftlichen 
Gesamtzusammenhängen lei-
der nicht immer den Meinun-
gen, die sich aus Intuition und 
Alltagsverstand ableiten lassen. 
Eine konsistente und praktisch 
umsetzbare Wirtschaftspoli-
tik erfordert teilweise Maßnah-
men, die auch für Menschen 
links der Mitte (als Nicht-Öko-
nomen) nicht unmittelbar nahe-
liegend oder intuitiv einsichtig 
sind. Nur eine klare theoreti-
sche Orientierung schützt hier 
vor Aktionismus und kurzsichti-
gen Entscheidungen, die Kräfte 
rauben und uns auf lange Sicht 
unglaubwürdig machen. 

Der Keynesianismus als 
bewährtes Fundament ei-
ner pragmatischen und an-
schlussfähigen linken Wirt-
schaftspolitik

Seit Anfang der 1970er Jah-
re gibt es in der gesellschaftli-
chen Linken eine links-keynesi-

anische Strömung, zu der auch 
ich mich u.a. mit der „Arbeits-
gruppe Alternative Wirtschafts-
politik“ zähle – seit 1981 bin ich 
Geschäftsführer dieser ehren-
amtlich arbeitenden Wissen-
schaftlerInnengruppe. Dieser 
Zusammenschluss von Links-
Keynesianern und Marxisten 
war besonders auf die progres-
siven Teile der Gewerkschaf-
ten orientiert. 2005 wurde ich 
mit einem klar keynesianischen 
Profil in den Bundestag und in 
den Parteivorstand gewählt. 
Seitdem setze ich mich nach-
drücklich für diese grundsätz-
lich bewährte und laufend wei-
terentwickelte linke Politik ein.
 
Keynes‘ Erkenntnis: Märkte 
sind instabil und brauchen 
gezielte Staatseingriffe

Die ältere neoklassische Öko-
nomie ging (und geht) von ei-
nem einzigen, quasi natürlichen 
Marktgleichgewicht aus. Die-
ses stelle sich automatisch ein 
durch die rationalen, nutzen-
maximierenden Individuen in 
Zusammenspiel mit der unsicht-
baren Hand des Marktes, sofern 
der Staat sich nicht einmischt. 
Dagegen betonte Keynes die 
den Märkten eigene Instabilität. 
Die ergibt sich aus der prinzipi-
ellen Unsicherheit zukünftiger 
Entwicklungen und dem stets 
nur teilweise informierten und 
oft irrationalen Herdenverhal-
ten der Menschen. Aber selbst 
bei einer Einhegung des Mark-
tes durch staatliche Regulie-
rung und gezielte Eingriffe sieht 
die keynesianische Theorie 
mehrere potentielle Gleichge-
wichtszustände (auch z.B. einen 
mit dauerhaft hoher Arbeitslo-
sigkeit). Es gibt keinen eindeu-
tigen „Naturzustand“, sondern 
es ist am Staat, zu entscheiden, 
welches dieser Marktgleichge-
wichte wünschenswert ist und 
entsprechend durch regulato-
rische Rahmensetzung und po-
litische Einmischung herbeige-
führt werden soll.

Beispiele für keynesianische 
Analysen und Schlussfolge-
rungen

Der Mehrwert des Keyne-
sianismus liegt vor allem in 
der Betrachtung gesamtwirt-
schaftlicher Zusammenhänge 
(Makroökonomie), wo er zeigt, 
dass der Alltagsverstand oder 
eine einzelwirtschaftliche He-
rangehensweise oft auf die fal-
sche Fährte führen: 
• Kreditaufnahme für öffentli-
che Investitionen erhöht die Pro-
duktivität und damit das Steuer-
aufkommen: Natürlich leuchtet 
intuitiv die Daumenregel ein, 
dass man (auch als Staat) nicht 
mehr ausgeben sollte, als man 
einnimmt. Aber der Staat ist 
kein schwäbischer Haushalt, 

dessen Ausgaben durch seine 
Einnahmen begrenzt werden. 
Hier verhält es sich wie bei Un-
ternehmen, die über Kredite In-
vestitionen finanzieren, welche 
ihre Produktivität erhöhen und 
damit zukünftig höhere Gewin-
ne ermöglichen. Der Staat muss 
also erst mehr ausgeben (In-
vestitionen in öffentliche Infra-
struktur), damit er danach mehr 
einnehmen kann (höhere Steu-
ereinnahmen durch Wirtschafs-
wachstum). 
• Höheres Sparen in Krisenzei-
ten führt zu weniger Einkom-
men: Während der aktuellen 
Krise in Europa ist zusätzliches 
Sparen für einzelne Menschen 
oder Unternehmen rational, für 

die Gesamtwirtschaft aber fa-
tal: Wenn alle sparen, können 
die Unternehmen weniger Güter 
absetzen, Menschen verlieren 
ihre Anstellung, können von we-
niger Einkommen noch weniger 
kaufen („Autos kaufen keine Au-
tos“), folglich entlassen die Un-
ternehmen weitere Menschen, 
und so weiter. Die individuelle 
Rationalität kann also eine Spi-
rale des allgemeinen wirtschaft-
lichen Niedergangs auslösen. 
• Die „Schwarze Null“ ist eine 
Selbstbeschneidung des Staa-
tes zulasten abhängiger Bevöl-
kerungsschichten: Ein Haus-
haltsdefizit (mehr Ausgabe als 
Einnahmen) ist finanziell völlig 
unproblematisch, solange da-
durch die Gesamtwirtschaft 
(und damit auch die Steuerein-
nahmen und der Staatshaus-
halt) schneller wachsen als die 
Schulden. Während allerorten 
zurecht über die verfallende Inf-
rastruktur geklagt wird und der 

Staat sich zu Zinsen von Null 
verschulden kann, unterbleiben 
im volkswirtschaftlichen Sinne 
rentierliche Investitionen in Inf-
rastruktur und Bildung aus ideo-
logischen Gründen. Diese Un-
terlassung trifft vor allem den 
Bevölkerungsanteil, der beson-
ders auf eine gute öffentliche 
Infrastruktur und Daseinsfür-
sorge angewiesen ist.
• Schuldenbremse kritisieren 
und realpolitische Handlungs-
spielräume nutzen: Trotz allem 
ist die Schuldenbremse inzwi-
schen Fakt. Den Kommunen 
hilft es nicht, wenn nur auf uns-
re Forderung einer Abschaffung 
der Schuldenbremse oder einer 
Umsetzung unseres Steuerkon-
zepts verwiesen wird. Deswe-
gen muss die Schuldenbremse 
selbst weiterhin hart kritisiert 
werden, aber auch im Rahmen 
der Schuldenbremse prakti-
sche Handlungsalternativen für 
Kommunen, Länder und Bund 
entwickelt werden. 

Beispiele für keynesianische 
Krisenanalyse und Stabilisie-
rungsmaßnahmen

Aus keynesianischer Sicht er-
geben sich nicht nur generelle 
wirtschaftspolitische Empfeh-
lungen, sondern auch wichtige 
Orientierung für Maßnahmen 
bei Wirtschaftskrisen:
• Die Bankenrettung war nötig, 
der „Blankoscheck“ unverant-
wortlich: 1929 löste ein Börsen-
crash den weltweiten Kollaps 
des Finanzsystems aus, der in 
eine langanhaltende Depressi-
on mit Massenarbeitslosigkeit 
mündete und den Nährboden 
bildete für Faschismus und den 
Zweiten Weltkrieg. Aus dieser 
leidvollen Erfahrung heraus war 
es auch 2009 leider notwendig, 
solche Banken zu retten, deren 
Kollaps andere Teile des Finanz-
systems mit in den Abgrund ge-
rissen hätte. Nicht das „Ob“, 
sondern das „Wie“ der Banken-
Rettung ist zu kritisieren. Vor al-
lem hätte die Rettung mit einer 
Verstaatlichung der Banken und 
entsprechender Einflussnahme 
auf ihre Geschäftspolitik einher-
gehen müssen. Banken erst un-
reguliert zu lassen und dann da-
durch zu „bestrafen“, dass man 
sie pleitegehen lässt, ist kontra-
produktiv. 
• Staatspleiten und Schulden-
schnitte wären teuer gekom-
men: Unkontrollierte Staats-
pleiten oder Schuldenschnitte 
hätten – gerade wegen der Zu-
sammenhänge in der Währungs-
union – unkalkulierbare Domi-
noeffekte zur Folge gehabt und 
dem ohnehin schon fragilen Fi-
nanzsystem vielleicht den Rest 
gegeben. Mindestens aber hät-
ten Pleiten europaweit die staat-
lichen Finanzierungskosten dra-
matisch erhöht. Wenn ein Staat 
die Hälfte seiner Schulden nicht 

mehr bedient, für die verbliebe-
ne Hälfte aber aufgrund der ge-
stiegenen Zinssätze das Drei-
fache zahlen muss, ist nichts 
gewonnen. Ein solcher Zah-
lungsausfall ist kein positives 
und beliebig einsetzbares Inst-
rument, sondern muss stets der 
letzte Ausweg bleiben.
• Deshalb war der Euroret-
tungsschirm notwendig: Um 
Verwerfungen durch Staats-
pleiten zu verhindern, war es 
grundsätzlich richtig, Rettungs-
schirme für andere Eurostaa-
ten aufzuspannen, auch wenn 
dadurch deutsche und andere 
Banken mitgerettet wurden. Die 
Staatsfinanzen bzw. Schulden 
mussten so weit wie möglich 
von den privaten Kapitalmärk-
ten abgeschirmt werden, um 
das Druckpotential der privaten 
Kapitalbesitzer zu mindern. 
• Der Skandal ist das an die Ret-
tung geknüpfte Austeritäts-Dik-
tat: Wieder ist nicht das „Ob“, 
sondern das „Wie“ zu kritisie-
ren. Die Auflagen einer neolibe-
ralen „Strukturanpassung“ ha-
ben großes Leid über weite Teile 
der europäischen, speziell der 
griechischen Bevölkerung ge-
bracht und den Wirtschaftsein-
bruch zusätzlich vergrößert. 
• Die Niedrigzinspolitik ist rich-
tig, es gibt kein Recht auf leis-
tungslose Einkommen: Ange-
sichts von Zinsen nahe Null hört 
man aus verschiedenen Rich-
tungen Klagen über die „Ent-
eignung der Sparer“. Aber wa-
rum sollte es überhaupt einen 
Anspruch auf positive Verzin-
sungen, also „leistungsloses“ 
Einkommen, geben? Weiter ist 
aus Sicht der Sparer ohnehin 
nicht der ausgewiesene Zins 
entscheidend, sondern der Re-
alzins (Nominalzinsen auf Spar-
guthaben minus Inflationsrate). 
Dieser war bereits während der 
letzten 50 Jahre oft negativ und 
mit einem Kaufkraftverlust der 
Ersparnisse verbunden. Nur ist 
das früher – bei höheren Nomi-
nalzinsen und höherer Inflation 
– nicht so aufgefallen. Festzu-
halten ist, dass eine Enteignung 
nicht stattfindet, aber auch 
schon früher mit Sparanlagen 
zumeist keine hohe Realverzin-
sung zu holen war.
Fazit: Die keynesianischen Ana-
lysen und Vorschläge, die al-
le Bestandteil der LINKEN Pro-
grammatik sind, stehen für eine 
kohärente, glaubwürdige und 
pragmatische Wirtschaftspoli-
tik. Linkskeynesianische Wirt-
schaftspolitik ist nicht der allein 
selig machende Weg, aber die 
unabdingbare Basis einer Politik 
links der Mitte.  Dr. Axel Troost


